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Einleitung 

A. Problemstellung 

Unbestimmte Rechtsbegriffe finden sich als Regelungsform in vielen zen-
tralen Normen wichtiger Gesetze, insbesondere auch in solchen Bestim-
mungen, in denen Recht und Technik zusammentreffen. Der unbestimmte 
Rechtsbegriff ist zuerst und grundlegend Gesetzesbegriff, das heißt, er ist 
Teil des Normbefehls. Er steht daher in dem grundsätzlichen Spannungs-
verhältnis, in dem jede Norm und die sie formenden Begriffe stehen: einer-
seits ist er Abstrahierung und Generalisierung von Einzelfällen, die der Ge-
setzgeber bei seiner Regelung zum Vorbild nahm 1 oder die ihm zumindest 
in diesem Problem bereich vorstellbar erschienen, für die Lösung einer un-
bestimmten Anzahl weiterer, zukünftiger Einzelfälle. Andererseits ist jeder 
Gesetzesbegriff - also auch der unbestimmte Rechtsbegriff - als Teil eines 
Konditionalprogrammes Handlungsanweisung an den Rechts-anwender und 
muß die für diese Funktion erforderliche Operabilität und Realisierbarkeit 
aufweisen2. Dies ergibt sich bereits aus funktionalen Gesichtspunkten, eines 
Rückgriffes auf verfassungsrechtliche Erwägungen bedarf es insoweit nicht. 

Dieses grundsätzlich bestehende Spannungsverhältnis kann in vielen zu 
normierenden Rechtsbereichen und Rechtsfragen unter Verwendung 
"bestimmter" Rechtsbegriffe soweit aufgelöst werden, daß daraus keine 
weiteren Probleme entstehen. Für viele Fragen des Umwelttechnikrechts 
trifft dies aber nicht zu, insbesondere auch nicht für das hier im Mittelpunkt 
stehende Anlagengenehmigungsverfahren. Diese Rechtsgebiete beinhalten 
unausweichlich den Widerstreit zwischen der per se statischen Form des 
Gesetzes und dem durch dynamische Entwicklungen gekennzeichneten, in 
weitem Umfang technischen Regelungsgegenstand3. Diesem strukturell be-

l v. Mutius, Jura 87, S. 92 f. 

2 Für gesetzliche Eingriffsennächtigungen BVerfGE 8, S. 274 (325); 9, S. 137 (147), ähn-
lich Meyn, JA 80, S. 327. 

3 Z.B. Ossenbühl, VR 79, S. 5, Berg, JZ 85 S. 401, Backlu!rms, JuS 83, S. 9. 
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dingten Widerstreit, der Ausdruck des intensivierten grundsätzlich beste-
henden Spannungsverhältnisses ist, scheint durch die Verwendung unbe-
stimmter Rechtsbegriffe am besten Rechnung getragen werden zu können. 
Dadurch ist scheinbar nicht nur die ständige Anpassung an tatsächliche 
Entwicklungen des Regelungsgegenstandes erreicht, sondern es werden 
auch Handlungsalternativen offengehalten und die Möglichkeit geschaffen, 
Erfahrungen anhand praktischer Fälle zu sammeln und die Grundsatzent-
scheidung später zu fällen4. In einer zunehmend pluralistischen Gesellschaft 
sind Einigungen außerdem nur noch auf steigendem Abstraktionsniveau 
erreichbar, so daß der Gesetzgeber sich gezwungen meint, den Komprorniß 
der "Leerformeln" zu suchen5. Über diese vermeintlichen Vorteile im 
Hinblick auf die vom Gesetzgeber zu lösende Normierungsaufgabe darf die 
spiegelbildliche Rechtsanwendungsseite nicht in Vergessenheit geraten. 
Vorteile für den Gesetzgeber werden zu Nachteilen für den Gesetzesan-
wender, da er sich mit inhaltlich verdünntem Recht6 konfrontiert sieht. 
Letziich ist "gutes Recht" nur solches, das vom Rechtsanwender erwartungs-
gemäß angewandt werden kann und auch angewandt wird. Das ist dann der 
Fall, wenn der Normbefehl deutlich ist, wenn also der Sinngehalt eines un-
bestimmten Rechtsbegriffes für die praktische Anwendung ermittelbar ist. 

Die vorliegende Untersuchung beschäftigt sich aufgrund des dargelegten 
Spannungsverhältnisses sowohl mit der Theorie und Struktur des unbe-
stimmten Rechtsbegriffes als auch hauptsächlich (aus dem Blickwinkel der 
Rechtsanwendung) mit der Ermittlung von dessen Sinngehalt. Sie verwendet 
dazu theoretische und praktische Fragestellungen anhand eines Beispieles 
aus dem Anlagengenehmigungsverfahren, um letztlich eine Aussage zur 
Eignung des unbestimmten Rechtsbegriffes als Regelungsinstrument ma-
chen zu können. 

B. Gang der Untersuchung 

Die Beiträge zu diesem Themenkreis legen der Problemdiskussion - tra-
ditionsgemäß - fast ausschließlich einen dogmatisch-theoretischen Ansatz 

4 Brohm, NJW 84, S. 1l. 
5 .. 

Papia, DOV 86, S. 622, Brohm, NJW 84, S. 11, Nol/, Gesetzgebungslehre, S. 158 C, vgl. 
auch Luhmann, Ökologische Kommunikation, S. 134 f. 

6 Papia, DÖV 86, S. 622, Rhinow, Verwaltungsgerichtsbarkeit, S. 664, Ossenbühl, VR 79, 
S.5 f, Backherms, JuS 80, S. 9, Blankenburg, Rechtssoziologie, S. 114. 
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zugrunde. Es wird also versucht, die bei der Verwendung eines unbestimm-
ten Rechtsbegriffes auftretenden Schwierigkeiten der genauen Determinie-
rung seines Inhalts über seine Struktur, über Auslegung, Heranziehung kon-
kretisierender Bestimmungen usw. in den Griff zu bekommen, wie dies in 
Teil! ausführlich erläutert wird. In diesem Problemfeld sind auch die viel-
diskutierte Möglichkeit der gerichtlichen Überprüfung und die verfassungs-
rechtliche Zulässigkeit eines unbestimmten Rechtsbegriffes angesiedelt. 
Daß es mit diesen erkenntnistheoretischen Mitteln noch nicht oder zumin-
dest noch nicht in ausreichendem Maße gelungen ist, den genauen Sinnge-
halt des jeweiligen unbestimmten Rechtsbegriffes zu ermitteln, zeigen schon 
die anhaltenden juristischen Kontroversen in diesem Themenkreis 7. 

Ohne die systematische Notwendigkeit und wohlbemerkt auch den prakti-
schen, durch die Übertragung auf den Einzelfall erzielbaren Nutzen solcher 
Ansätze bezweifeln zu wollen, fragt es sich, ob dem Problemphänomen un-
bestimmter Rechtsbegriff mit anderen Ansätzen nicht noch nähergerückt 
werden kann. Dabei scheidet ein abstrakt-systematisches Näherungsverfah-
ren aus, da dies von den erwähnten dogmatischen Ansätzen bereits ange-
wandt wurde und daher auf diesem Wege keine neuen Erkenntnisse zu er-
warten sind. Ein anderer Ansatz kann somit nur ein Ansatz im Tatsächli-
chen sein. Die aufwendige Betrachtung der tatsächlichen Verhältnisse be-
dingt im Zusammenhang mit dem beschränkten Kapazitätsrahmen der 
vorliegenden Untersuchung die Beschränkung auf einen, gegebenenfalls 
auch auf mehrere ausgewählte unbestimmte Rechtsbegriffe. Die möglichen 
(rechts-)tatsächlichen Fragestellungen sind vielfältiger Natur und haben sich 
nach dem für den jeweiligen Begriff vorherrschenden Erkenntnisinteresse 
zu richten. Im ideal vorzustellenden Fall lassen solchen Fragestellungen und 
die darauf zu fmdenden Antworten Rückschlüsse auf den Problemkreis un-
bestimmter Rechtsbegriff oder einzelner Facetten davon zu8. 

Mit diesen Überlegungen ist der Gang der Untersuchung 10 seinen 
Grundzügen schon festgelegt. In einem ersten Teil wird die Theorie des un-
bestimmten Rechtsbegriffes mit den dazu herrschenden Ansichten behan-
delt. Dieser Teil dient auch der Definition des unbestimmten Rechtsbegrif-

7 Ähnlich von Welck, DÖV 73, S. 732 f. 

8 Nach Mayntz, Problemverarbeitung, S. 78, fehlt es an generellen Aussagen über die Zu-
sammenhänge zwischen verschiedenen Typen staatlicher Handlungsprogramme und ihr För-
dern bzw. Verhindern der Verwirklichung bestimmter staatlicher Ziele. 
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